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Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen 

II B/6-F0 0313- 16/70 


Bonn, den 23. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beschaffung von Kernbrennstoffen im Rahmen des 
deutsch-amerikanischen Devisenausgleichsabkommens 


Gemäß § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung unterrichte ich 
den Deutschen Bundestag davon, daß ich auf Antrag des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft meine Einwilligung 
zu einer überplanmäßigen Haushaltsausgabe im Haushaltsjahr 
1970 bei Kap. 31 03 Tit. 818 23 in Höhe von 

125 000 000 DM 

zum Ankauf von Uran-Anreicherungsarbeit bei der amerika- 
nischen Atomenergiebehörde im Rahmen des deutsch-amerika- 
nischen Devisenausgleichsabkommens erteilt habe. 

Meiner Entscheidung liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Von dem im laufenden deutsch- amerikanischen Devisenaus- 
gleichsabkommen vorgesehenen zivilen Beschaffungen der öf- 
fentlichen Hand 

— Kernbrennstoffe rd. 200 Mio DM 

Airbusteile rd. 111 Mio DM 

Eurokuppler rd. 166 Mio DM — , 

die jeweils zur Hälfte bis zum 31. Dezember 1970 und bis zum 

30. Juni 1971 zu tätigen sind, kann lediglich die Kernbrennstoff- 
beschaffung fristgerecht ab gewickelt werden. Die anderen Be- 
schaffungen können nicht oder nicht im vorgesehenen Umfang 
in den USA durchgeführt werden. Es unterbleiben an Beschaf- 
fungen 

bis zum 31. Dezember 1970 125 Mio DM 

bis zum 30. Juni 1971 131,4 Mio DM 

256,4 Mio DM. 

In dieser Höhe wäre ein Depot beim US-Schatzamt einzurichten, 
wenn nicht Ersatzvorhaben vereinbart werden. 
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An die Stelle der nicht realisierbaren Vorhaben tritt nunmehr 
im wesentlichen der Kauf von Uran-Anreicherungsarbeit im 
Wert von rd. 220 Mio DM. Diese Investition ist sinnvoll und 
zweckmäßig. Mit ihr wird erreicht, daß ein Teil des Inlandbe- 
darfs an angereichertem Uran noch zu einem Zeitpunkt gedeckt 
ist, zu dem bei praktisch gleichbleibender Anreicherungskapa- 
zität auf dem Weltmarkt ein höherer Uranbedarf besteht. Fer- 
ner ist das Anreicherungsgeschäft aus haushaltswirtschaftlichen 
Gründen der langfristigen Geldanlage beim US-Schatzamt vor- 
zuziehen. 

Die Mehrausgabe ist somit unvorhergesehen und unabweis- 
bar. Deckung erfolgt im Gesamthaushalt. 

Den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages habe ich 
vor Erteilung der Einwilligung zu der überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe anläßlich der Beratungen über den Einzelplan 
31/1971 am 11. Dezember 1970 über die erforderlichen Maß- 
nahmen unterrichtet. 


Dr. Reisdil 



